
Öffentliche Bekanntmachung 
 

Gemeinde Illingen, Sanierung „Industriegebiet Ost“ 
 

Beginn der vorbereitenden Untersuchungen 
 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Illingen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 14.05.2024 
den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen gemäß § 141 Abs. 3 Baugesetzbuch wie 
folgt beschlossen: 
 
 

Beschluss des Gemeinderats der Gemeinde Illingen 
nach § 141 Abs. 3 Baugesetzbuch über den Beginn der vorbereitenden 
Untersuchungen zum Zweck der Prüfung der Sanierungsbedürftigkeit 

 
1. Das Gebiet „Industriegebiet Ost“ wurde als städtebauliches Problemgebiet ermittelt. Der 

Gemeinderat beschließt deshalb zur Prüfung der Sanierungsbedürftigkeit, vorbereitende 
Untersuchungen nach § 141 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) im Gebiet „Industriegebiet 
Ost“ durchführen zu lassen. Als vorläufige Ziele und Zwecke der Sanierung werden 
bestimmt: 

 Maßnahmen zur Anpassung an den demografischen Wandel, Förderung von 
Mehrgenerationenwohnen und sozial gefördertem Wohnbau. 

 Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung an den Klimawandel sowie zur 
ökologischen Erneuerung, durch Reduzierung von Lärm und Abgasen in der 
Wilhelmstraße und der dortigen Verbesserung des Wohnumfeldes. 

 Neustrukturierung und Umnutzung von Gebäuden mit substanziellen Mängeln und 
mindergenutzter Flächen (Ezel-Areal) zur Schaffung von Wohnungsneubau, 
diversifiziertem Gewerbe und hochwertigen Dienstleistungen mit Fokus auf eine 
nachhaltige Bauweise. 

 Neuordnung des Industriegebiets im Bereich der Industriestraße insbesondere im 
nordöstlichen Bereich. 

 Stabilisierung und Aufwertung des bestehenden Industriegebiets, um zukunftsfähige 
Entwicklungen zu ermöglichen und den Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg zu 
stärken. 

 Sanierung / Modernisierung privater Bausubstanz unter Berücksichtigung der 
Barrierefreiheit und energetischer Anforderungen sowie Anpassung an den 
Klimawandel unter Beachtung der Gebäudestrukturen und der Gebäudegestalt. 

 Schaffung von Begegnungsräumen, Aufwertung des öffentlichen Raumes und des 
Wohnumfeldes durch multifunktionale Grün- und Freiflächen. 

 Wiederherstellung der natürlichen Ökosysteme und Aktivierung der Naturkreisläufe 
durch Renaturierung des Erbaches. 

2. Das Untersuchungsgebiet ist im Lageplan vom Oktober 2023 umgrenzt. Der Lageplan ist 
Teil dieses Beschlusses. 

 
Die Ortsübliche Bekanntmachung erfolgt vom 07.06.2024 bis 28.06.2024 durch Bereitstellung 
im Internet auf der Internetseite der Gemeinde unter www.illingen-online.de unter der Rubrik 
Bekanntmachungen und vor dem Dienstzimmer Nr. 210, Ortszentrum 8 in 75428 Illingen 
während der Öffnungszeiten. Die Öffnungszeiten sind montags bis freitags von 8:30 Uhr bis 
12:00 Uhr und zusätzlich donnerstags von 15:00 Uhr bis 18:00 Uhr. 
 



Nach § 138 BauGB sind Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur 
Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre 
Beauftragten dazu verpflichtet, der Gemeinde oder ihren Beauftragten Auskunft über die 
Tatsachen zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbedürftigkeit eines 
Gebiets oder zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung erforderlich ist. An 
personenbezogenen Daten können insbesondere Angaben der Betroffenen über ihre 
persönlichen Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die 
Berufs-, Erwerbs- und Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die 
sozialen Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindungen erhoben werden. Verweigert ein 
Auskunftspflichtiger die Auskunft kann ein Zwangsgeld wiederholt angedroht und festgesetzt 
werden (§ 138 Abs. 4 i.V.m. § 208 Satz 2 bis 4 BauGB). Die erhobenen personenbezogenen 
Daten dürfen nur zu Zwecken der Sanierung verwendet werden. Wurden die Daten von einem 
Beauftragten der Gemeinde erhoben, dürfen sie nur an die Gemeinde weitergegeben werden; 
die Gemeinde darf die Daten an andere Beauftragte im Sinne des § 157 sowie an die höhere 
Verwaltungsbehörde weitergeben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung erforderlich ist. 
Nach Aufhebung der förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets sind die Daten zu löschen. 
Unbeschadet anderer Rechtsbehelfe können Sie sich beim Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit, Postfach 102932, 70025 Stuttgart, 
Poststelle@lfdi.bwl.de beschweren. Die betroffenen Rechte (mit Ausnahme des 
Beschwerderechts gegenüber dem Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit) können Sie gegenüber der Gemeinde Illingen insbesondere postalisch, 
per E-Mail und per Telefax geltend machen. Soweit die Daten für die Besteuerung erforderliche 
sind, dürfen sie an die Finanzbehörden weitergegeben werden. Wenn ein Auskunftspflichtiger 
die Auskunft verweigert, kann ein Zwangsgeld wiederholt festgesetzt werden. 
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